
Oö. Landtag: Beilage 934/2018, XXVIII. Gesetzgebungsperiode

Abänderungsantrag

der unterzeichneten Abgeordneten der ÖVP
zur Beilage 906/2018, Bericht des Finanzausschusses betreffend den Voranschlag

des Landes Oberösterreich für das Verwaltungsjahr 2019
(einschließlich Dienstpostenplan),

Budgetgruppe 5 „Gesundheit“,
betreffend den Personalaufwand

Der Oö. Landtag möge beschließen:

1. Der im Teilabschnitt 55790 „Betriebsabgangsdeckung der Oö. Gesundheits- und Spitals-
AG“ wird bei der Voranschlagstele 1/557908/7660/000 „Beiträge an private Rechtsträger
zum laufenden Aufwand“ veranschlagte Betrag in Höhe von 220.725.200 Euro wird um
3.409.500 Euro auf 224.134.700 Euro erhöht.

2. Der im Teilabschnitt 56000 „Beiträge des Landes“ bei der Voranschlagstelle
1/560008/7660/000 „Beiträge an private Rechtsträger für öffentliche
Ordenskrankenanstalten“ veranschlagte Betrag in Höhe von 354.100.500 Euro wird um
5.003.700 Euro auf 359.104.200 Euro erhöht, sowie der bei der Voranschlagstelle
1/560008/7660/002 „Beiträge an die Kepler Universitätsklinikum GmbH“ veranschlagte
Betrag in Höhe von 196.140.800 Euro um 2.816.800 Euro auf 198.957.600 Euro erhöht.

3. Der im Teilabschnitt 55720 „Beiträge der Gemeinden als Krankenanstaltensprengel“ bei der
Voranschlagstelle 2/557205/8505/000 „Krankenanstaltenbeiträge“ veranschlagte Betrag in
Höhe von 103.870.700 Euro wird um 1.604.500 Euro auf 105.475.200 Euro erhöht.

4. Der im Teilabschnitt 56200 „Sprengelbeiträge für Krankenanstalten anderer Rechtsträger“
bei der Voranschlagstelle 2/562005/8505/000 „Krankenanstaltenbeiträge, Ordensspitäler“
veranschlagte Betrag in Höhe von 166.635.500 Euro wird um 2.354.700 Euro auf
168.990.200 Euro erhöht, sowie der bei der Voranschlagstelle 2/562005/8505/001
„Krankenanstaltenbeiträge, Kepler Universitätsklinikum GmbH“ veranschlagte Betrag in
Höhe von 92.301.600 Euro um 1.325.500 Euro auf 93.627.100 Euro erhöht.

5. Die bei der Voranschlagstelle 1/912008/2980/009 "Sonstige Rücklagen, Zuführungen"
budgetierte Rücklagenzuführung wird um 5.945.300 Euro reduziert.



6. Diese Änderungen sind auch im sog. Zusammensatz darzustellen.

Begründung

Aufgrund des Gehaltsabschlusses 2019 für die öffentlich Bediensteten werden zusätzliche
Mittel im Voranschlag 2019 benötigt. Dieser Umstand ist auch bei der Interpretation des
Berichts des Finanzausschusses (insbes. Punkt A – D) zu berücksichtigen.

Linz, am 4. Dezember 2018

(Anm.: ÖVP-Fraktion)
Kirchmayr, Sigl, Hingsamer


